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NINA kann Leben retten. Werben Sie dafür, damit NINA noch bekannter wird.  
Nähere Informationen unter: https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/warnung-der-bevoelkerung/ 

(ID) Innenminister Thomas Strobl und 

Generalleutnant Martin Schellheis haben 

sich am 12. Mai vor Ort ein Bild über die 

Unterstützung der Bundeswehr im An-

kunftszentrum in der Patrick-Henry-Village 

in Heidelberg gemacht. 

Minister Strobl in Heidel-

berger Ankunftszentrum 

Seit Anfang Mai sind 80 Soldaten der 

Bundeswehr in Heidelberg eingesetzt 

und unterstützen im Rahmen der 

Amtshilfe bei der Krisenbewältigung im 

derzeitigen Kampf gegen die Corona-

Pandemie. 

 

Minister Strobl erklärte: „Die Bundes-

wehr unterstützt uns in immer mehr 

Einrichtungen für Geflüchtete, seit 

Anfang Mai auch im Ankunftszentrum 

in Heidelberg. Wir sind für diese Unter-

stützung in solch einer Situation aus-

gesprochen dankbar. Auf die Bundes-

wehr ist Verlass, wir können auf die 

Bundeswehr zählen.“ 

V.l.n.r.: Oberst Dieter Bohnert (stv. Kommandeur Landeskommando Baden-Württemberg), Generalleutnant Martin 

Schelleis (Nationaler Territorialer Befehlshaber & Inspekteur der Streitkräftebasis), Regierungspräsidentin Sylvia M. 

Felder (RP Karlsruhe), Markus Rothfuß (Leiter des Ankunftszentrums), Innenminister Thomas Strobl, Oberstleutnant 

Martin Winkler (Kommandeur des Jägerbataillons 291), Prof. Hermann Schröder (Abteilungsleiter Bevölkerungsschutz 

und Krisenmanagement) und Polizeipräsident Andreas Stenger (PP Mannheim). Bild: Steffen Schmid 

(ID) An den Grenzen zu Frankreich, Österreich und der Schweiz werden die vorläufigen Binnengrenzkontrollen zunächst bis zum 15. 

Juni 2020 verlängert. Das gilt auch für die luftseitigen Grenzen zu Italien und Spanien. 

Erste Lockerungen der Binnengrenzkontrollen 

In der praktischen Ausgestaltung der 

Kontrollen an den Landgrenzen wird 

es allerdings Lockerungen geben. So 

werden alle grenzüberschreitenden 

Verkehrsverbindungen wieder für den 

Grenzübertritt zugelassen. Die Kontrol-

len erfolgen künftig nicht mehr syste-

matisch, sondern flexibel und risikoba-

siert. Ein triftiger Einreisegrund ist im 

Grundsatz weiterhin erforderlich, es 

wird aber zusätzliche Erleichterungen 

für Reisen aus familiären oder persön-

lichen Gründen geben. 

 

Grund für die Erleichterungen bei den 

Grenzkontrollen ist die positive Ent-

wicklung des Infektionsgeschehens. 

Sollte sich dieses im jeweiligen Anrai-

nerstaat ändern, kann die Kontrollin-

tensität in Abstimmung mit dem Nach-

barn schnell wieder erhöht werden. 

 

An der Grenze zu Luxemburg enden 

die Binnengrenzkontrollen mit Ablauf 

des 15. Mai 2020. Auch an der Grenze 

zu Dänemark sollen die Grenzkontrol-

len eingestellt werden. Der Termin da-

zu muss noch gemeinsam mit Däne-

mark festgelegt werden. 

 

Sofern die Entwicklung des Infektions-

geschehens es erlaubt, sollen alle 

Corona-bedingten Binnengrenzkontrol-

len zum 15. Juni 2020 enden. 

 

Für die EU-Außengrenzen hat die Euro-

päische Kommission vorgeschlagen, 

die Beschränkungen für Einreisen aus 

Drittstaaten bis zum 15. Juni 2020 zu 

verlängern. Dieser Empfehlung wird 

Deutschland entsprechen. 

https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/warnung-der-bevoelkerung/
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gleichbaren Wohnungen wird wieder 

zugelassen. Das gilt jeweils nur, so-

weit eine Selbstversorgung möglich 

ist. Die Nutzung von Gemeinschafts-

einrichtungen ist untersagt. 

 

Lockerungen beim Besuch in Heimen: 

Stationäre Einrichtungen für Men-

schen mit Pflege- und Unterstützungs-

bedarf oder mit Behinderungen, Ein-

richtungen der Kurzzeitpflege, Einrich-

tungen der Wohnungslosenhilfe, am-

bulant betreute Wohnprojekte der 

Wohnungslosenhilfe sowie von einem 

Anbieter verantwortete ambulant be-

treute Wohngemeinschaften nach 

dem Wohn-, Teilhabe- und Pflegege-

setz dürfen wieder zu Besuchszwe-

cken betreten werden. Dabei gelten 

zum Schutz der Bewohnerinnen und 

Bewohner Auflagen. 

 
Lockerungen beim Besuch in Kranken-

häusern: 

Für Krankenhäuser sind Lockerungen 

geplant. So soll unter anderem die 

Zahl der Besucher in Krankenhäusern 

in der Regel auf einen Besucher pro 

Tag und Patient beschränkt sein. Da-

rüber hinaus wird es weitere Auflagen 

geben. 

 
Lockerungen bei der beruflichen Bil-

dung: 

 Auf Grundlage von Regelungen des 

Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit 

Die wesentlichen Änderungen ab dem 

18. Mai 2020: 

 

Kitas und Kindertagespflege: 

Start der Einleitung eines Übergangs 

von der erweiterten Notbetreuung in 

einen eingeschränkten Regelbetrieb 

für Kindertagesstätten und Kinderta-

gespflege. Zunächst sollen nur maxi-

mal 50 Prozent der Kinder zur glei-

chen Zeit in der Kita sein. Die Ausge-

staltung erfolgt durch die Träger vor 

Ort. 

 

Speisegaststätten, Freizeiteinrichtun-

gen und Dauercamper: 

 Speisewirtschaften dürfen unter Auf-

lagen wieder öffnen. Der Besuch 

einer Speisewirtschaft ist nur alleine, 

mit den Angehörigen des eigenen 

Haushalts und den Angehörigen ei-

nes weiteren Haushalts möglich. 

 In räumlich abgetrennten geschlos-

senen Gesellschaften sind in Gast-

stätten auch Zusammenkünfte mit 

der erweiterten Familie möglich. 

 Freizeiteinrichtungen im Freiluftbe-

reich wie Ausflugsziele, für die Ein-

trittsgeld zu entrichten ist, dürfen 

unter Auflagen öffnen. Das gilt nicht 

für Freizeitparks. 

 Campingplätze dürfen wieder für 

Übernachtungen in Wohnwagen, 

Wohnmobilen oder festen Mietunter-

künften öffnen. Auch die Beherber-

gung in Ferienwohnungen und ver-

und Wohnungsbau Baden-Württem-

berg sind die Erbringung von Kursen 

der überbetrieblichen Ausbildung, 

Maßnahmen der Arbeitsmarktförde-

rung und die Durchführung von be-

ruflichen Fortbildungen unter Einhal-

tung von Infektionsschutzmaßnah-

men wieder möglich. 

 Eine Öffnung von privaten Bildungs-

einrichtungen wie etwa Anbieter von 

Näh- oder Kochkursen wird nicht 

erlaubt. 

 

Wiederaufnahme der Personenschiff-

fahrt: 

Die Fahrgastschifffahrt ist in Baden-

Württemberg wieder erlaubt. Wie in 

anderen Verkehrsträgern gilt die Mas-

kenpflicht. 

 

Bitte beachten Sie: 

Die Alltagsmasken sind nicht nur in 

Läden und im Nahverkehr, sondern 

auch im Fernverkehr (Züge der DB AG), 

an Bahn- und Bussteigen, im Wartebe-

reich der Anlegestellen von Fahrgast-

schiffen sowie in Flughafengebäuden 

zu tragen. 

 

Die Änderungen im Detail und die 

Corona-Verordnung in der ab 18. Mai 

2020 gültigen Fassung finden Sie un-

ter: 

www.baden-wuerttemberg.de/corona-

verordnung 

(ID) Die Landesregierung hat am 16. Mai 2020 ihre Maßnahmen gegen die Ausbreitung des Corona-Virus erneut angepasst. Seit dem 

18. Mai 2020 gelten weitere Lockerungen der Corona-Verordnung. 

Landesregierung lockert weitere Maßnahmen der Corona-Verordnung 

Änderung der Corona-

Verordnung Einreise-

Quarantäne 

 

Baden-Württemberg hat 

die Quarantänepflicht für Einreisen-

de aus den Mitgliedstaaten der Eu-

ropäischen Union sowie Island, dem 

Fürstentum Liechtenstein, Norwe-

gen, der Schweiz und dem Vereinig-

ten Königreich von Großbritannien 

und Nordirland ab dem 17. Mai auf-

gehoben. 

 

Weitere Informationen und die Ver-

ordnung des Sozialministeriums zu 

Quarantänemaßnahmen für Ein- 

und Rückreisende zur Eindämmung 

des Virus SARS-Cov-2 (Corona-Ver-

ordnung Einreise-Quarantäne – Co-

ronaVO EQ) in der Fassung vom 16. 

Mai 2020 finden Sie unter: 

https://kurzelinks.de/oc9s 

Zweites Gesetz zum 

Schutz der Bevölkerung 

bei einer epidemischen 

Lage von nationaler 

Tragweite beschlossen 

 

Der Bundestag hat am 14. Mai das 

Zweite Gesetz zum Schutz der Be-

völkerung bei einer epidemischen 

Lage von nationaler Tragweite be-

schlossen. Ziel des Gesetzes ist es, 

besonders gefährdete Menschen best-

möglich vor einer Infektion mit dem 

neuartigen Coronavirus zu schützen 

und einen besseren Einblick in den 

Verlauf der Epidemie zu erhalten. Zu-

dem sollen Pflegekräfte einen Bonus 

erhalten und pflegende Angehörige 

besser unterstützt werden. 

 

Einen Überblick über die neuen Re-

gelungen und den Gesetzentwurf 

finden Sie auf der Homepage des 

Bundesgesundheitsministeriums un-

ter: 

https://kurzelinks.de/0qxs 

http://www.baden-wuerttemberg.de/corona-verordnung
http://www.baden-wuerttemberg.de/corona-verordnung
https://kurzelinks.de/oc9s
https://kurzelinks.de/0qxs
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(LPP) Wie sich die Polizei Baden-Württemberg der Herausforderung annimmt. 

Sicherheit und Ordnung in Zeiten von Corona 

Seit zwischenzeitlich über zwei Mona-

ten bestimmt Corona auch den Alltag 

der Polizei Baden-Württemberg. Dass 

ein einzelnes Thema derart einneh-

mend sein kann, hat bis vor Kurzem 

wohl auch im Landespolizeipräsidium 

noch keiner geglaubt. Während das 

Arbeitsaufkommen in der Anfangspha-

se noch innerhalb der Alltagsorganisa-

tion bewältigt werden konnte, war 

nach nur wenigen Wochen klar, dass 

die Corona-Pandemie sich zu einer 

herausragenden Lage entwickelt, die 

auch die Polizei des Landes bis aufs 

Äußerste fordern wird. 

 

Um den steigenden Anforderungen 

gerecht zu werden, wurden unter Lei-

tung des Inspekteurs der Polizei des-

halb bereits frühzeitig Projekt- und 

Stabsstrukturen etabliert. Neben der 

Geschäftsstelle der Projektgruppe (PG) 

Corona, welche als zentrale Informa-

tions- und Kommunikationsstelle un-

mittelbar im Landespolizeipräsidium 

angesiedelt wurde, haben die nachge-

ordneten Dienststellen und Einrichtun-

gen für den Polizeivollzugsdienst je-

weils sog. SPoC (Single Point of 

Contact) als zentrale Ansprechstellen 

eingerichtet. Dadurch konnte die Infor-

mations- und Auftragssteuerung inner-

halb der Landespolizei bereits frühzei-

tig in standardisierten Geschäftspro-

zessen kanalisiert werden. 

 

Zudem besetzt das Landespolizeipräsi-

dium seit „Tag 1“ auch den Verwal-

tungsstabsbereich 4 (Vb 4) - Sicherheit 

und Ordnung / Polizeivollzugsdienst des 

im Innenministerium Baden-Württem-

berg (IM BW) aufgerufenen Verwal-

tungsstabes. Damit ist einerseits ge-

währleistet, dass 

sowohl den Fach-

abteilungen des IM 

BW als auch den 

im Interministeriel-

len Verwaltungs-

stab beteiligten 

Ressorts der Lan-

desregierung rund 

um die Uhr ein 

polizeilicher An-

sprechpartner zur 

Verfügung steht 

und zeitschnell 

polizeiliche Infor-

mationen und Be-

wertungen einge-

holt werden kön-

nen. Andererseits erhält das Landes-

polizeipräsidium durch die Besetzung 

des Vb 4 aber auch unmittelbaren 

Zugang zu allen anderen relevanten 

Krisenmanagern im Land – sei es zu 

dem für die Pandemielage federfüh-

rend zuständigen Sozialministerium 

oder dem Vb 5 – Bevölkerungsschutz 

des Verwaltungsstabes. Bald stellte 

sich heraus, dass die überwiegend in 

der einschlägigen Stabsdienstordnung 

festgeschriebenen Kommunikations-

beziehungen und Abstimmungsverfah-

ren nicht nur auf dem Papier und bei 

Übungen, sondern auch in der Real-

lage hervorragend funktionieren. Dies 

war insbesondere für das junge Team 

des Vb 4 eine überaus spannende und 

lehrreiche Erfahrung. 

 

Anfangs war noch unklar, welche spe-

zifischen polizeilichen Herausforderun-

gen die aufkommende Krankheitswel-

le mit sich bringen wird. Spätestens 

am 11. März 2020, als Landespolizei-

präsidentin Frau Dr. Hinz ein als Ver-

schlusssache gekennzeichnetes Doku-

ment mit der Überschrift „Innerdienst-

liche Maßnahmen des Polizeivollzugs-

dienstes zur Gewährleistung der öf-

fentlichen Sicherheit und Ordnung in 

Baden-Württemberg“ verfügte, dürfte 

jedoch allen Polizeibeamtinnen und -

beamten in Baden-Württemberg be-

wusst geworden sein, dass die Lage 

ernst und nicht zu unterschätzen ist. 

 

Kurz darauf traf es die PG Corona 

dann auch schon mit voller Wucht. Für 

zahlreiche Problemstellungen waren in 

kürzester Zeit umfangeiche Bewertun-

gen vorzunehmen und teils weitrei-

chende Entscheidungen zu treffen. 

Nachstehend sollen nur ein paar weni-

ge der in den einzelnen Geschäftsbe-

reichen aufgetretenen Herausforde-

rungen skizziert werden: 

 Wie können Polizeibeamtinnen und 

Polizeibeamte beim Einschreiten 

gegen mit Covid-19 infizierte Perso-

nen wirkungsvoll geschützt werden 

und wie müssen polizeiliche Folge-

maßnahmen – z.B. Gewahrsamnah-

men – ablauforganisatorisch umge-

staltet werden? Wie können kontami-

nierte Einsatzmittel, Dienstfahrzeu-

ge, Uniformteile und bspw. Gewahr-

samszellen im Nachgang wirksam 

dekontaminiert werden? 

 Wie kann für die häufig einem erhöh-

ten Infektionsrisiko ausgesetzten 

Polizeibeamtinnen und Polizeibeam-

ten genügend Schutzausstattung 

beschafft werden, wenn das Landes-

polizeipräsidium hier trotz intensiver 

Bemühungen auf allen Ebenen an 

dieselben Grenzen stößt, wie dies 

aktuell auch bei Rettungsdiensten, 

Krankenhäusern und allen anderen, 

Verhaltensempfehlungen 

für den Alltag 

 

Das Bundesamt für Bevöl-

kerungsschutz und Ka-

tastrophenhilfe (BBK) hat zusammen 

mit der Bundeszentrale für gesundheit-

liche Aufklärung (BZgA) einen Flyer mit 

Verhaltensempfehlungen zum Schutz 

vor dem Coronavirus im Alltag und im 

Miteinander herausgegeben. 

 

Sie können sich das Merkblatt auf der 

Homepage infektionsschutz.de unter 

folgendem Link herunterladen: 

https://kurzelinks.de/l2i5 

Bitte lesen Sie weiter auf Seite 4 

Der Verbindungsbeamte des Vb 4 im Lageraum des Verwaltungsstabes des IM 

Bild: Steffen Schmid 

https://kurzelinks.de/l2i5
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die in der jetzigen Situation dringend 

auf Schutzausstattung angewiesen 

sind, der Fall ist? 

 Wie kann der Dienstbetrieb der Poli-

zei Baden-Württemberg – und damit 

die öffentliche Sicherheit und Ord-

nung in Baden-Württemberg – wei-

terhin gewährleistet werden, wenn 

sich eine zunehmende Anzahl von 

Polizeibediensteten in Quarantäne 

oder Freistellung befindet? Wie kann 

– trotz dezimiertem Personalkörper – 

eine flächendeckende Überwachung 

der von der Landesregierung erlasse-

nen Corona-Verordnung sicherge-

stellt werden? 

 Wie kann sich die Polizei bei Situatio-

nen, in denen bspw. Grundrechte wie 

das Recht auf Versammlungsfreiheit 

mit den Vorgaben der Corona-

Verordnung kollidieren, rechtlich kor-

rekt verhalten? 

 Wie muss eine zweckmäßige Öffent-

lichkeitsarbeit in Zeiten, in denen die 

Grundrechte der Bürgerinnen und 

Bürger teilweise erheblich einge-

schränkt werden, gestaltet sein? 

 Wie kann potentiell zu erwartenden 

Verschärfungen von einzelnen Krimi-

nalitätsphänomenen – bspw. der 

Zunahme von Gewalttaten im sozia-

len Nahraum – mit präventiven Maß-

nahmen erfolgreich entgegengewirkt 

werden? 

 

Von den zahlreichen Maßnahmen und 

Veranlassungen, welche die Landespo-

lizei innerhalb der vergangenen zwei 

Monate ergriffen und umgesetzt hat, 

soll eine an dieser Stelle besondere 

Erwähnung finden. Innerhalb von nur 

wenigen Tagen ist es im Zusammen-

wirken von Landeskriminalamt Baden-

Württemberg und Präsidium Technik, 

Logistik, Service der Polizei Anfang 

April gelungen, ein polizeieigenes Test-

verfahren zu auditieren und in den 

Wirkbetrieb zu bringen. Seither ist es 

möglich, Polizeibedienstete, die sich 

bspw. im Rahmen von Einsätzen ggf. 

angesteckt haben, unabhängig von 

öffentlichen Testkapazitäten auf Covid-

19 untersuchen zu lassen. Eine Errun-

genschaft, die dazu beiträgt, dass in 

der aktuellen Krise, in der einer erhöh-

ten sichtbaren Präsenz der Polizei eine 

besondere Bedeutung zukommt, ein 

höchstmögliches Kräftepotential zur 

Verfügung steht. 

 

Was die Kolleginnen und Kollegen – ins-

besondere des Streifendienstes – seit 

Inkrafttreten der Corona-Verordnung 

geleistet haben, bringt eine eindrucks-

volle Statistik zu Tage: Bis zum 18. Mai 

2020 wurden insgesamt 305.257 Per-

sonen und 58.862 Fahrzeuge kontrol-

liert, wobei es zu 25.062 Ordnungs-

widrigkeiten- und 814 Strafverfahren 

kam. Hierdurch wird deutlich, dass 

unsere Polizei einen nicht unerhebli-

chen Beitrag zur Eindämmung des 

Corona-Virus geleistet hat und auch 

weiterhin leisten wird. 

(ID) Vor dem Hintergrund der Lockerungen der Maßnahmen gegen die Ausbreitung des Coronavirus hat das Innenministerium Hinweise 

zum Ausbildungs- und Übungsbetrieb bei den Feuerwehren und den im Katastrophenschutz mitwirkenden Organisationen veröffentlicht. 

Der Gesundheitsschutz der Helferinnen 

und Helfer sowie der Feuerwehrangehöri-

gen und die Aufrechterhaltung der Einsatz-

bereitschaft der im Katastrophenschutz 

mitwirkenden Organisationen und Einrich-

tungen haben während der Corona-

Pandemie oberste Priorität. 

 

Neben der Vorbildfunktion der Behörden 

und Organisationen mit Sicherheitsaufga-

ben ist es für die Aufrechterhaltung der 

Einsatzfähigkeit essentiell wichtig, Perso-

nalausfälle durch Erkrankungen oder den 

Ausfall ganzer Einheiten durch Quarantäne-

Maßnahmen zu vermeiden. 

 

1 Allgemeine Grundsätze 

Die einschlägigen Regeln der Corona-

Verordnung (CoronaVO) in der jeweils gülti-

gen Fassung gelten verbindlich auch für 

den Ausbildungs- und Übungsdienst. 

 

Ausnahmen von dem Verbot von Veranstal-

tungen, Ansammlungen und sonstigen Zu-

sammenkünften nach § 3 Absatz 1 und 2 

CoronaVO sind nach § 3 Absatz 3 Corona-

VO (Stand 18. Mai 2020) u. a. zur Aufrecht-

erhaltung der Einsatzfähigkeit möglich. 

 

Während des Ausbildungs- und Übungsbe-

triebs soll grundsätzlich ein geeigneter 

Mund-Nasen-Schutz getragen werden. 

 

2 Maßnahmen für den Ausbildungs- und 

Übungsbetrieb 

 Soweit möglich, soll der Ausbildungs- und 

Übungsbetrieb auch weiterhin im Online-

Verfahren durchgeführt werden. Im Fall 

gemeinsamer Anwesenheit vor Ort soll 

der Ausbildungs- und Übungsbetrieb so 

durchgeführt werden, dass die Teilneh-

merinnen und Teilnehmer keinem erhöh-

ten Infektionsrisiko ausgesetzt sind. 

 Durchgeführt werden sollen nur solche 

Ausbildungs- und Übungsdienste, die zur 

Aufrechterhaltung der Einsatzfähigkeit 

notwendig sind. 

 Veranstaltungen im Ausbildungs- und 

Übungsbetrieb sind vorab so zu planen, 

dass die notwendigen Schutzmaßnah-

men umgesetzt werden. Der grundsätz-

lich im öffentlichen Raum vorgeschriebe-

ne Mindestabstand von 1,5 Metern ist, 

wo immer möglich, zu beachten, insbe-

sondere im Umkleidebereich und in Fahr-

zeughallen. Umkleide- und Sanitärberei-

che sollen möglichst zeitversetzt benutzt 

werden. Hierauf ist durch Aushänge hin-

zuweisen. 

 Die Anwesenheit der Helferinnen und 

Helfer sowie Feuerwehrangehörigen 

beim Ausbildungs- und Übungsbetrieb ist 

zu dokumentieren. 

 Personen, die Symptome eines Atem-

wegsinfekts oder erhöhte Temperatur 

aufweisen oder bei denen von einem 

erhöhten Infektionsrisiko auszugehen ist, 

dürfen nicht beim Ausbildungs- und 

Übungsbetrieb vor Ort mitwirken. 

 Die Zusammenkünfte sollen möglichst 

kurz gehalten und auf eine ausreichende 

Lüftung geachtet werden. Wann immer 

möglich, sollen die Veranstaltungen im 

Freien stattfinden. 

 Während des Ausbildungs- und Übungs-

betriebs soll auf die Einnahme von Spei-

sen verzichtet werden. 

 Übungsteile mit Körperkontakt sind zu 

vermeiden. Rettungsmaßnahmen an 

Personen sollen mit Übungspuppen ge-

übt werden. 

 

3 Zusammensetzung der Gruppen 

Ansammlungen von Feuerwehrangehöri-

gen sowie Helferinnen und Helfern im Be-

völkerungsschutz zu Ausbildungs- und 

Übungsveranstaltungen sowie für sonstige 

Zusammenkünfte, die der Aufrechterhal-

tung der Einsatzfähigkeit dienen, sollen 

auf höchstens zehn Personen begrenzt 

werden. Diese Größe ergibt sich aus einer 

Gruppe gemäß FwDV 100 plus einer Aus-

bilderin oder einem Ausbilder. Grundsätz-

lich soll eine möglichst kleine Anzahl von 

Personen (z. B. Trupp oder Staffel) zusam-

menkommen. Dabei sollen immer die glei-

chen Personen eine Gruppe bilden und ein 

Wechsel auch bei mehreren aufeinander-

folgenden Ausbildungs- und Übungsveran-

staltungen soll vermieden werden. 

 
Die Hinweise und das Anschreiben können 

Sie unter dem folgenden Link auf der 

Homepage der Landesfeuerwehrschule 

herunterladen: 

https://kurzelinks.de/zv64 

Hinweise zum Ausbildungs- und Übungsbetrieb im Bevölkerungsschutz 

https://kurzelinks.de/zv64
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(ID) Das Modulare Warnsystem MoWaS wurde grundlegend erneuert und mit neuen Funktionen ausgestattet. Damit kann die Bevölke-

rung jetzt noch effektiver gewarnt werden.  

MoWaS 2.0 – Warnsystem auf neuer Basis mit erweiterten Funktionen 

Die wachsende Anzahl an Warnungen 

über MoWaS und die genaueren Anfor-

derungen der MoWaS-Nutzer ermögli-

chen die zielgerichtete Weiterentwick-

lung des Modularen Warnsystems. 

Aktuell wurde die neue MoWaS-

Version 2.0 ausgerollt, die neben einer 

neuen, leistungsfähigeren Serverstruk-

tur und neuer Hardware auch neue 

Funktionen umfasst, um die Warnung 

noch effektiver machen. 

 

Eine der wichtigsten Neuerungen von 

MoWaS 2.0 liegt in der Möglichkeit zur 

mehrsprachigen Warnung, um auch 

Menschen mit nur wenigen oder kei-

nen Deutschkenntnissen warnen zu 

können. Da eine zuverlässige Ad-hoc-

Übersetzung von Freitexten momentan 

technisch (noch) nicht möglich ist, wird 

hierbei auf Textbausteine zurückgegrif-

fen. Die Eingabe der Warnung in Mo-

WaS wurde dafür grundlegend überar-

beitet und jeder Warnmeldung bei der 

(z. B. Feuer, Gesundheit von Mensch 

und Tier) zugeordnet. In dieser Katego-

rie wird eine näher spezifizierte Gefahr 

ausgewählt (z. B. Waldbrand, Infekti-

onsgefahr). Aus den insgesamt 135 

standardisierten Handlungsempfeh-

lungen werden automatisch die zur 

Gefahr passenden ausgewählt und 

zugeordnet (z. B. „Verlassen Sie sofort 

das betroffene Gebiet“, „Halten Sie 

mindestens einen Meter Abstand zu 

Gesprächspartnern“). Die vorgefertig-

ten Handlungsempfehlungen können 

dann noch passgenau an- und abge-

wählt sowie um einen Freitext ergänzt 

werden. So wird sichergestellt, dass 

mit jeder Warnung mindestens eine 

entsprechende Handlungsempfehlung 

übermittelt wird. 

 

Alle Gefahren und standardisierten 

Handlungsempfehlungen werden künf-

tig in den Warnmeldungen in den 

Sprachen Englisch, Französisch, Spa-

nisch, Russisch, Polnisch, Türkisch 

und Arabisch herausgeben und ange-

zeigt, sofern die Warnkanäle dies tech-

nisch darstellen können. Die übersetz-

te Warnmeldung setzt sich dann aus 

der Gefahr als Überschrift („Major Fire 

Event“) und den ausgewählten Standard-

H a n d l u n g s -

empfehlungen 

(„Leave the 

affected area 

immediately“) 

zusammen. Der 

(detailliertere) 

deutsche Text 

kann abhängig 

vom Warnmit-

tel immer mit-

geliefert wer-

den. 

 

In den nächs-

ten Monaten 

wird MoWaS 

noch um weite-

re Funktionen 

ergänzt wer-

den. Unter an-

derem werden 

Kartenlayer eingeführt, die aus der 

Karte beispielweise die gemeldeten 

Einwohner im Warnbereich darstellen 

können. Ferner können Warnbereiche 

in mehrere Zonen aufgeteilt werden, 

denen unterschiedliche Handlungs-

empfehlungen zugeordnet werden 

können. 

 

Mit der Einführung von MoWaS 2.0 

und den künftigen Funktionen wird 

das Warnsystem noch leistungsfähi-

ger. Damit bietet MoWaS allen zur Ge-

fahrenabwehr zuständigen Behörden 

ein schlagkräftiges Werkzeug, um die 

Bevölkerung vor Gefahren zu warnen 

und Handlungsempfehlungen zu über-

mitteln. 

Auswahl der Kategorie und der näher definierten Gefahr am Beispiel Feuer  

Zugeordnete Handlungsempfehlungen am Beispiel Infektionsgefahr 
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